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1. Kapitel 

Einleitung 

§ 1: Das europäische Zivilverfahrensrecht in einer Übersicht 

A. Das Brüsseler Übereinkommen - EuGVÜ 

Art. 220 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft (EGV)1/2 l 
verpflichtet die Mitgliedstaaten, die wechselseitige Anerkennung und Vollstrek-
kung von Zivilurteilen sicherzustellen3. In Erfüllung dieser Aufgabe unterzeichne-
ten die Gründerstaaten der EWG4 am 27. September 1968 in Brüssel das Europäi-
sche Gerichtsstands- und Vollstreckungsübereinkommen (EuGVÜ; Brüsseler 
Obereinkommen)5. Dieses trat am 1. Februar 1973 in seiner ersten Fassung in 
Kraft. Das EuGVÜ ist Ergebnis der schon frühen Erkenntnis, wonach das Herbei-
führen eines Gemeinsamen Markts auch die Vereinheitlichung wichtiger zivilpro-
zessualer Vorschriften bedingt. Inzwischen berühmt und oft zitiert sind die bezüg-
lichen Ausführungen der Kommission der EWG in ihrer Note vom 22. Oktober 
19596: „Ein echter Binnenmarkt zwischen den sechs Staaten wird erst dann ver-
wirklicht sein, wenn ein ausreichender Rechtsschutz gewährleistet ist. Es wären 
Störungen und Schwierigkeiten im Wirtschaftsleben der Gemeinschaft zu be-
fürchten, wenn die sich aus den vielfaltigen Rechtsbeziehungen ergebenden An-
sprüche nicht erforderlichenfalls auf dem Rechtswege festgestellt und durchgesetzt 
werden könnten. Da die Gerichtshoheit in Zivil- und Handelssachen bei den Mit-

' Mit dem Vertrag von Amsterdam (vgl. dazu Kap. 1, Anm. 43) wurde Art. 220 EGV - dem 
Wortlaut nach unverändert - durch Art. 293 EGV ersetzt. Dessen ungeachtet nimmt die nachfol-
gende Untersuchung, wegen des vielfach historischen Kontexts, in der Regel Bezug auf Art. 220 
EGV bzw. Art. 220 EWGV; zur letzteren Unterscheidung s. Kap. 1, Anm. 2. 

2 Das EuGVÜ gehört sowohl der Ära der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) als auch 
derjenigen der Europäischen Gemeinschaft (EG) an; die diesbezügliche Änderung in der Bezeich-
nung ist auf den Vertrag von Maastricht (vom 07.02.1992) zurückzufuhren; vgl. SCHWEIT-
ZER/HUMMER, Europarecht, Rz. 44. Heute spricht man von der „EG" bzw. vom „EGV". Wegen des 
historischen Zusammenhangs werden in dieser Arbeit dennoch vielfach die Bezeichnungen „EWG" 
und „EWGV" verwendet. Für die Unterscheidung zwischen der „Europäischen Gemeinschaft" 
einerseits und der „Europäischen Union" andererseits vgl. EMMERT/BOSSERT, EU, 114 Anm. 1. 

3 Art. 220 EGV lautet: „Soweit erforderlich, leiten die Mitgliedstaaten untereinander Verhand-
lungen ein, um zugunsten ihrer Staatsangehörigen folgendes sicherzustellen: (...) - die Vereinfa-
chung der Förmlichkeiten für die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung richterlicher Ent-
scheidungen und Schiedssprüche." 

4 Belgien, Deutschland, Frankreich, Italien, die Niederlande und Luxemburg. 
5 Dazu der Bericht JENARD, 1 ff. 
6 Note der Kommission der EWG, vom 22.10.1959, abgedruckt im Bericht JENARD, 3 (Hervor-

hebung nicht im Original). 
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gliedstaaten liegt und die Wirkungen eines gerichtlichen Aktes jeweils auf ein be-
stimmtes Staatsgebiet beschränkt bleiben, hängt der Rechtsschutz und damit die 
Rechtssicherheit im Gemeinsamen Markt wesentlich von der Annahme einer be-
friedigenden Regelung der Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher Ent-
scheidungen durch die Mitgliedstaaten ab." Trotz 40 jähriger Entwicklung hat sich 
an der Richtigkeit der hier zum Ausdruck gebrachten Auffassung bis heute nichts 
geändert. 

2 Einer Erweiterung der Mitgliedstaaten der EG hat jeweils zwingend auch eine 
Erweiterung des EuGVÜ zu folgen7. Dies ergibt sich bereits aus dem Zweckge-
danken des EuGVÜ, der in Art. 63 Abs. 1 EuGVÜ folgendermassen zum Aus-
druck kommt: „Die Vertragsstaaten bekräftigen, dass jeder Staat, der Mitglied der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft wird, verpflichtet ist, sein Einverständnis 
damit zu erklären, dass dieses Übereinkommen [d.h. das EuGVÜ] den Verhand-
lungen zwischen den Vertragsstaaten und diesem Staate zugrunde gelegt wird, die 
erforderlich werden, um die Ausführung des Art. 220 letzter Absatz des Vertrages 
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft sicherzustellen."8 Aus 
diesem Grund wurde am 9. Oktober 1978 das erste (Erweiterung des EuGVÜ 
durch das Vereinigte Königreich, Irland und Dänemark)9, am 25. Oktober 1982 
das zweite (Erweiterung des EuGVÜ durch Griechenland)10, am 26. Mai 1989 das 
dritte (Erweiterung des EuGVÜ durch Portugal und Spanien)" und am 29. No-
vember 1996 schliesslich das vierte (Erweiterung des EuGVÜ durch Finnland, 
Österreich und Schweden)12 Beitrittsübereinkommen zum EuGVÜ unterzeichnet13. 

7 Das EuGVÜ gilt als „geschlossene" Konvention, d.h. die Teilnahme am Übereinkommen bleibt 
den EG-Mitgliedstaaten vorbehalten; vgl. GEIMER/SCHOTZE, EZVR, Einl. Rz. 4; WALTER, 1ZVR, 
151; Bericht JENARD/MÖLLER, 65; Botschaft zum LugÜ, 272; Tosi, Drittstaaten, 14 f., 50 f. Be-
gründet wird dies mit dem vorstehend dargelegten Gemeinschaftsbezug des EuGVÜ (VOLKEN, 
Entstehungsgeschichte, 43) und namentlich auch mit der damit verbundenen Rechtsprechungs-
bzw. Auslegungskompetenz des EuGH; dazu der Bericht JENARD/MÖLLER, 65; auch VOLKEN, 
Entstehungsgeschichte, 43. 

Der Gemeinschaftsbezug des EuGVÜ bleibt nach herrschender Auffassung ohne Auswirkungen 
auf die Rechtsnatur des Übereinkommens. Trotz der Bezüge wird das EuGVÜ als selbständiger 
völkerrechtlicher Vertrag verstanden; statt vieler KROPHOLLER, EZPR, Einl. Rz. 12; SCHACK, 
1ZVR, Rz. 78; a.A. SCHLOSSER, Primärrecht, 2133. 

8 Dazu der Bericht JENARD, 62. 
9 Dazu der Bericht SCHLOSSER, 71 ff. 
10 Dazu der Bericht EVRIGENIS/KERAMEUS, 1 ff. 
" D a z u d e r B e r i c h t ALMEIDA CRUZ/DESANTES REAL/JENARD, 3 5 f f . 
12 Vgl. ABl. EG 1997 C 15, 1 ff. 
13 Demnach sind zur Zeit Deutschland, Belgien, Frankreich, Italien, Luxemburg, die Niederlan-

de, Dänemark, Irland, das Vereinigte Königreich (dieses besteht aus England, Wales, Schottland 
und Nordirland - Vertragsstaat ist jedoch das Vereinigte Königreich; vgl. BRJGGS/REES, Civil Ju-
risdiction, N 1.06 Anm. 17), Griechenland, Portugal und Spanien Mitgliedstaaten des EuGVÜ. 
Gleiches gilt für Finnland, Österreich und Schweden, wobei hier zu beachten ist, dass das EuGVÜ 
zwischen diesen und den zuvor genannten Mitgliedstaaten zunächst in Kraft treten muss. Wie 
schon die früheren Neufassungen tritt auch die 4. Fassung des EuGVÜ nur im Verhältnis der Staa-
ten in Kraft, welche es ratifiziert haben; dazu Art. 16 des betreffenden Beitrittsübereinkommens. 
Zum Stand des diesbezüglichen Verfahrens s. JAYME/KOHLER, 1998, 420 f., sowie das österreichi-
sche Bundesgesetzgebungsblatt III Nr. 167/1998 (s. dazu <http://www.ris.bka.gv.at/plweb/info/ 
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Die diversen Beitrittsübereinkommen haben teilweise bloss redaktionelle, darü- 3 
ber hinaus aber auch inhaltliche Neuerungen des EuGVÜ mit sich gebracht14. Zu 
inhaltlichen Änderungen Anlass gab insbesondere das Beitrittsübereinkommen von 
1989, als es die Vorschriften des EuGVÜ an das inzwischen unterzeichnete Luga-
no-Übereinkommen anzugleichen galt15. Das EuGVÜ gilt zur Zeit in seiner dritten 
(1989) bzw. in der damit inhaltlich übereinstimmenden vierten (1996) Neufas-
sung16. 

B. Das Übereinkommen von Lugano - LugÜ 

Am 16. September 1988 unterzeichneten die Mitgliedstaaten der Europäischen 4 
Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandelsassoziation 
(EFTA) in Lugano das Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und 
die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen 
(LugÜ; Lugano-Übereinkommen; SR 0.275.11)17. Bei der Ausarbeitung des LugÜ 
waren die Vertragsparteien primär auf Konnexität zum EuGVÜ bedacht. Berück-
sichtigt werden sollte insbesondere auch die bereits bestehende Rechtsprechung 
des EuGH zum EuGVÜ18. Das Ergebnis dieser Bemühungen war eine über weite 
Strecken gleichlautende Konvention19, weswegen das LugÜ auch als Parallelüber-
einkommen zum EuGVÜ bezeichnet wird20. Für den Abschluss des LugÜ sprachen 
verschiedene Gründe"1. Von zentraler Bedeutung war auch hier die zunehmende 
Integration im europäischen Wirtschaftsraum. Im Bericht JENARD/MÖLLER wird 
diesbezüglich ausgeführt: „Nach dem (...) für die Parlamentarische Versammlung 
des Europarates erstellten Bericht (...) stellen die Länder der EFTA und der EWG 
heute einen riesigen Markt von 350 Millionen europäischen Verbrauchern dar (...) 
Es erschien also angezeigt, durch ein Übereinkommen über die gerichtliche Zu-
ständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen 
diese zwischen den beiden europäischen Staatengruppen bestehende wirtschaftli-

help/searchbgbl. htm]>), mit dem Hinweis, dass das EuGVÜ am 01.12.1998 im Verhältnis zwi-
schen Österreich, den Niederlanden und Dänemark (ohne Färöer und Grönland) in Kraft getreten 
sei. 

14 KROPHOLLER, E Z P R , E i n l . R z . 6 f f . ; SCHACK, I Z V R , R z . 8 0 f. 
15 VOLKEN, Entstehungsgeschichte, 42. Zu den inhaltlichen Änderungen im Zusammenhang mit 

dem Beitrittsübereinkommen von 1978 (Erweiterung des EuGVÜ durch das Vereinigte Königreich, 
Irland und Dänemark) vgl. KOHLER, Revision, 202 ff. 

16 KROPHOLLER, EZPR, Einl. Rz. 8; auch vorstehend Anm. 13. 
17 Dazu der Bericht JENARD/MÖLLER, 57 ff., sowie die Botschaft zum LugÜ, 265 ff. Das Über-

einkommen wurde von Belgien, Dänemark, Deutschland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, 
Luxemburg, den Niederlanden, Portugal, Spanien, dem Vereinigte Königreich (als EWG-Staaten), 
Finnland, Island, Norwegen, Österreich, Schweden und der Schweiz (als EFTA-Staaten) unter-
zeichnet. 

18 VOLKEN, Von und zurück, 1184 f. 
19 Zu den Abweichungen vgl. VOLKEN, Von und zurück, 1184. 
20 Bericht JENARD/MÖLLER, 61; KROPHOLLER, EZPR, Einl. Rz. 53. 
21 Ausführlich der Bericht JENARD/MÖLLER, 61 ff.; URLESBERGER, Ausnahme, 226 ff. 
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che Zusammenarbeit zu festigen."22 Damit entsprechen sich die Motive für die 
Unterzeichnung des LugÜ und des EuGVÜ in einem wesentlichen Punkt. Es ist 
jedoch darauf hinzuweisen, dass zwischen dem LugÜ und dem Wirtschafitsraum, 
den die LugÜ-Mitgliedstaaten bilden, keine rechtliche Verbindung besteht, die mit 
Art. 220 EGV - als Bindeglied zwischen EuGVÜ und EG-Binnenmarkt - ver-
gleichbar wäre. Die LugÜ-Mitgliedstaaten sahen im Fehlen einer solchen Verbin-
dung die Chance, allenfalls auch nicht-EFTA- bzw. nicht-EG-Staaten den Beitritt 
zum LugÜ zu ermöglichen (vgl. die Art. 60 lit. c und 62 Abs. 1 lit. b LugÜ)23. 

5 Der Beitritt Schwedens, Finnlands und Österreichs zur EG und damit verbunden 
das sukzessive Inkrafttreten des EuGVÜ in diesen Staaten schmälern die Bedeu-
tung des LugÜ aus europäischer Perspektive24. Am Stellenwert des LugÜ für die 
Schweiz ändert dies freilich nichts. 

C. Inhalt der Übereinkommen - punktuelle Vereinheitlichung 
des IZVR 

6 Das EuGVÜ und das LugÜ enthalten punktuell vereinheitlichte Vorschriften des 
internationalen Zivilverfahrensrechts23. Die Lehre spricht vom Beginn bzw. Kern 
eines europäischen Zivilprozessrechts26. Begrenzt bleibt die Vereinheitlichung 
insbesondere in zweierlei Hinsicht: 
- Die Übereinkommen regeln nur Teilgebiete27 des internationalen Zivilverfah-

rensrechts28. Sie enthalten im Wesentlichen Vorschriften über die (internatio-

2 2 B e r i c h t JENARD/MÖLLER, 6 3 . 
2 j Deswegen gilt das LugÜ als „offene" Konvention (JAMETTI GREINER, Geltungsbereich, 707, 

spricht von einem „halb geschlossenen" Übereinkommen), wobei die Bedingungen für einen Bei-
tritt restriktiv formuliert wurden; dazu der Bericht JENARD/MÖLLER, 83 ff.; ausführlich JAMETTI 
GREINER, Geltungsbereich, 707 f. Der Revisionsentwarf der Vertragsstaaten zum LugÜ (vgl. dazu 
nachstehend Rz. 8 ff.) enthält eine Neuregelung des Beitrittsverfahrens; s. Art. 60 ff. des Entwurfs 
der Vertragsstaaten. Zu bestehenden Beitrittsbedürfnissen vgl. JAMETTI GREINER, Geltungsbereich, 
7 0 7 f f . ; GELMER/SCHÜTZE, E Z V R , Ein l . R z . 11; WALTER, I Z V R , 151 f . ; JAYME/KOHLER, 1 9 9 5 , 
344. Zum Stand des Verfahrens hinsichtlich eines Beitritts Polens (seit dem 01.02.2000 Vertrags-
staat des LugÜ; vgl. IPRax 2000, Heft 2, V), der Tschechischen Republik und Ungarns vgl. 
JAMETTI GREINER, G e l t u n g s b e r e i c h , 7 0 8 f. ; JAYME/KOHLER, 1 9 9 8 , 4 2 4 . 

24 Illustrativ KROPHOLLER, EZPR, Einl. Rz. 52. 
25 Zum Begriff des internationalen Zivilverfahrensrechts vgl. statt vieler SCHACK, IZVR, 

Rz. 10 f.; WALTER, IZVR, 47. 
26 Ausgehend von HABSCHEID, EWG, 262, und SPELLENBERG, Kern, 329. Nachfolgend werden 

vielfach Begriffe wie „europäisches Zuständigkeitsrecht" und - umfassender - „europäisches 
Zivilverfahrensrecht" verwendet. Sie stehen hier als Synonyme für die Vorschriften des Brüsseler 
und des Lugano-Übereinkommens. Das namentlich in Anschluss an GEIMER/SCHÜTZE bzw. 
KROPHOLLER, welche ihre Kommentierung zum EuGVÜ und zum LugÜ als Kommentar zum „Eu-
ropäischen Zivilverfahrensrecht" bzw. zum „Europäischen Zivilprozessrecht" verstehen. 

27 Einen Überblick über den Regelungsinhalt des europäischen Zivilverfahrensrechts vermitteln 
die Botschaft zum LugÜ, 274 f.; der Bericht JENARD/MÖLLER, 65 ff.; GEIMER/SCHÜTZE, EZVR, 
Einl. Rz. 23-52; VOLKEN, Parallelübereinkommen, 101 ff. 

28 GEIMER, Nebeneinander, 2991. 
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nale) Zuständigkeit im Erkenntnisverfahren (Art. 2 ff. EuGVÜ/LugÜ29) und 
über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Entscheidungen (Art. 
25 ff.). Des Weiteren sehen die Übereinkommen Bestimmungen über die 
Rechtshängigkeit (Art. 21 ff.) und den einstweiligen Rechtsschutz (Art. 24) 
sowie einige Vorschriften zu den Verfahrensrechten des Beklagten im Er-
kenntnisverfahren (Art. 20) vor. In den Regelungsgebieten, für die das europäi-
sche Zivilverfahrensrecht keine Vorschriften enthält, bleibt das autonome 
IZVR der Vertragsstaaten30 massgeblich. 
Die Übereinkommen sind nur begrenzt anwendbar. Ausserhalb ihres zeitli-
chen, sachlichen und räumlich-persönlichen Anwendungsbereichs gilt es -
auch in den von EuGVÜ und LugÜ normierten Regelungsbereichen - weiter-
hin das autonome IZVR der Vertragsstaaten zu beachten31. 

Infolge des bloss punktuellen Regelungs- und Anwendungsbereichs ergeben sich 7 
zahlreiche Abgrenzungsfragen zwischen dem europäischen Zivilverfahrensrecht 
einerseits und dem autonomen IZVR der Vertragsstaaten andererseits. Steht das 
Ergebnis dieser Abgrenzung fest, gilt die bereits angedeutete Grundregel, wonach 
das europäische Zivilverfahrensrecht das autonome IZVR der Vertragsstaaten ver-
drängt32. 

D. Revisionsbestrebungen 

1. Verfahren 

Das EuGVÜ und das LugÜ befinden sich zur Zeit in einer Revisionsphase. So- 8 
wohl Vertreter der Mitgliedstaaten als auch die Organe der Europäischen Gemein-
schaft sind in der jüngeren Vergangenheit reformerisch tätig geworden33. 

Im Januar 1998 hat eine Arbeitsgruppe aus Vertretern sämtlicher Mitgliedstaaten 9 
der EG und der EFTA34 unter dem Vorsitz des finnischen Delegierten GUSTAF 

29 Wegen der Parallelität der Vorschriften wird in dieser Arbeit regelmässig nicht zwischen 
EuGVÜ und LugÜ unterschieden; dazu schon vorstehend Anm. 26. 

30 Bzw. die einschlägigen besonderen Staatsverträge. 
31 Bzw. die einschlägigen besonderen Staats Verträge. Zum Begriff des Anwendungsbereichs vgl. 

nachstehend Rz. 29 ff. Zum Verhältnis zwischen dem LugÜ und dem Schweizer IPR-Gesetz vgl. 
die Botschaft zum LugÜ, 268 f. Zur gegenseitigen Abgrenzung des Anwendungsbereichs von 
EuGVÜ und LugÜ vgl. Art. 54b LugÜ; dazu KROPHOLLER, EZPR, Einl. Rz. 55 f f ; SCHMIDT-
PARZEFALL, Auslegung, 14; SCHNYDER, Auswirkungen, 67 f.; die Botschaft zum LugÜ, 330; aus-
führlich auch TRUNK, Erweiterung, 70 ff. 

32 Für die Schweiz statt vieler IPRG-BERTI, Vorbemerkungen zu Art. 2 Rz. 16; 1PRG-
Kommentar-VOLKEN, Art. 1 Rz. 52 ff.; SCHNYDER, Auswirkungen, 69 f. Das EuGVÜ geniesst 
ebenfalls Vorrang vor dem autonomen Recht der Mitgliedstaaten - dies unabhängig von seiner 
Qualifikation als „gewöhnlicher" völkerrechtlicher Vertrag (vgl. Kap. 1, Anm. 7); s. dazu EuGH, 
15.11.1983, Duijnstee/Goderbauer, Rs 288/82, Slg. 1983, 3663, 3674 f.; GEIMER/SCHÜTZE, EZVR, 
Einl. Rz. 16 ff.; KROPHOLLER, EZPR, Einl. Rz. 13. Zur Abgrenzung zwischen dem europäischen 
Zivilverfahrensrecht und anderen Staatsverträgen vgl. die Art. 55 ff. EuGVÜ/LugÜ. 

3 3 JAYME/KOHLER, 1 9 9 8 , 4 2 1 . 
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MÖLLER und der stellvertretenden Vorsitzenden MONIQUE JAMETTI GREINER mit 
den Arbeiten an der Revision der Übereinkommen begonnen35. Zur Revision ange-
regt hatte zum einen der vom Protokoll Nr. 2 zum LugÜ (Art. 3 f.) vorgesehene 
Ständige Ausschuss der Vertragsstaaten. Zum anderen wurde anlässlich des Bei-
tritts Österreichs, Finnlands und Schwedens zum EuGVÜ der Wunsch nach einer 
Revision der Übereinkommen laut36. Nach neun Sitzungen und insgesamt 36 Be-
ratungstagen konnte die Arbeitsgruppe ihre Tätigkeit im Frühjahr 1999 erfolgreich 
zu Ende führen. Die revidierten Übereinkommenstexte (nachfolgend Revision-
sentwurf der Vertragsstaaten) wurden in der Folge am 30. April 1999 veröffent-
licht37. 

10 Schon zuvor, am 22. Dezember 1997, hatte die Kommission der EG gestützt auf 
Art. K.3 Abs. 2 Bst. c) des Vertrags über die Europäische Union (Vertrag von 
Maastricht)38 den Vertragsstaaten einen eigenen Vorschlag zur Revision des EuG-
VÜ und des LugÜ (nachfolgend Revisionsvorschlag der Kommission) unterbrei-
tet39. Unklar erscheint zur Zeit, ob der Revisionsvorschlag der Kommission mit 
dem Abschluss der Verhandlungen der Mitgliedstaaten als inhaltlich hinfallig be-
trachtet werden darf oder ob bzw. inwieweit die Europäische Gemeinschaft auch 
weiterhin an ihm festhält. Feststeht, dass der Revisionsvorschlag der Kommission 
in die Beratungen der Mitgliedstaaten Eingang gefunden hat und damit die von der 
Kommission ausgearbeiteten Revisionspostulate in den Revisionsentwurf der Mit-
gliedstaaten einfliessen konnten40. Es besteht deshalb zumindest die Chance, dass 
unabhängig von der Frage, in welche Rechtsform das EuGVÜ künftig eingekleidet 
werden wird (vgl. hierzu die nachstehenden Absätze), inhaltlich der Revisionsent-
wurf der Vertragsstaaten als massgeblich betrachtet wird4'. Dies wäre aus Schwei-

34 An den bezüglichen Arbeiten war auch die Kommission der EG beteiligt. Als Beobachter fun-
gierten des Weiteren der Europäische Gerichtshof, die Haager Konferenz für internationales Privat-
recht (im Hinblick auf die Ausarbeitung eines weltweiten Gerichtsstands- und Vollstreckungsüber-
einkommens; dazu Rz. 38, Rz. 745 ff. und Kap. 3, Anm. 26) und Vertreter aus Polen; vgl. KOHLER, 
Zwischenbericht, 4. 

35 Ratsdokument 7700/99 LIMITE JUSTC1V 60, vom 30.04.1999, 1 f.; KOHLER, Zwischenbe-
r ich t , 4 ; vg l . a u c h d i e H i n w e i s e b e i JAYME/KOHLER, 1 9 9 7 , 3 9 0 ; JAYME/KOHLER, 1 9 9 8 , 4 2 1 ; 
WAGNER, R e f o r m , 2 4 1 f f . ; VOLKEN, V o n u n d z u r ü c k , 1 1 8 7 f f . 

3 6 KOHLER, Z w i s c h e n b e r i c h t , 3; JAMETTI GREINER, R e v i s i o n , 1 1 3 5 . 
37 Ratsdokument 7700/99 LIMITE JUSTCIV 60, vom 30.04.1999, 1 ff. 
38 Vertrag über die Europäische Union vom 07.02.1992; ABl. EG 1992 C 191, 1 ff. Dessen 

Art. K.3 Abs. 2 Bst. c) lautete: „Der Rat kann unbeschadet des Art. 220 EGV Übereinkommen 
ausarbeiten, die er den Mitgliedstaaten zur Annahme gemäss ihren verfassungsrechtlichen Vor-
schriften empfiehlt." 

39 ABl. EG 1998 C 3 3 , 2 0 ff.; ABl. EG 1998 C 33, 36. 
4 0 KOHLER, Z w i s c h e n b e r i c h t , 5 f. 
4 1 V g l . a u c h d i e E i n s c h ä t z u n g v o n JAYME/KOHLER, 1 9 9 9 , 4 0 1 ; JAMETTI GREINER, R e v i s i o n , 

1136. Es sei an hier daraufhingewiesen, dass der von der EG-Kommission jüngst veröffentlichte 
Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates Uber die gerichtliche Zuständigkeit und die Aner-
kennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen vom 14.7.1999 (ab-
gedruckt in IPRax 2000, 41 ff.) - zumindest formell - erhebliche Abweichungen zum Revisions-
entwurf der Vertragsstaaten aufweist. In der nachfolgenden Untersuchung konnte dieser neuste 
Vorschlag nicht mehr umfassend berücksichtigt werden. An gegebener Stelle wird aber auf die 
neunummerierten Vorschriften verwiesen. 
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zer Sicht allein schon deswegen zu befürworten, weil in ihm nicht nur das Wirken 
der EG, sondern auch jenes aller EuGVÜ- und LugÜ-Mitgliedstaaten zum Aus-
druck kommt42. 

Der in den beiden vorstehenden Absätzen aufgezeigte Weg zur Revision des eu- 11 
ropäischen Zivilverfahrensrechts spiegelt das Spannungsverhältnis wider, in wel-
chem sich das EuGVÜ zur Zeit befindet. Die betreffenden Vorschriften stehen am 
Scheidepunkt zwischen staatsvertraglicher Regelung einerseits und europäischem 
Rechtsakt (Verordnung bzw. Richtlinie) andererseits. Die bezügliche Kontroverse 
hat am 1. Mai 1999 mit dem Inkrafttreten des Vertrags von Amsterdam43 ihren 
bisherigen Höhepunkt erreicht. Mit besagtem Vertrag wurden die bestehenden 
europäischen Vorschriften über die Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen" 
aus dem Unionsvertrag in den EG-Vertrag übergeführt. Insbesondere Art. K.3 
Abs. 2 Bst. c) des Maastrichter Vertrags44 ist in seiner ursprünglichen Form weg-
gefallen und findet sich neu in Art. 65 EGV wieder. Dieser begründet sodann die 
Kompetenz des Rates, gemäss dem in Art. 67 EGV geregelten Verfahren Mass-
nahmen im Bereich der justiziellen Zusammenarbeit in Zivilsachen zu treffen, so-
weit sie für das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts erforderlich sind. 
Darin eingeschlossen sind Massnahmen zur Verbesserung der Anerkennung und 
Vollstreckung gerichtlicher und aussergerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen sowie Tätigkeiten zur Beseitigung der Hindernisse für eine rei-
bungslose Abwicklung von Zivilverfahren, was erforderlichenfalls durch Förde-
rung der Vereinbarkeit der in den Mitgliedstaaten geltenden zivilrechtlichen Ver-
fahrensvorschriften zu geschehen hat43. 

Nebst dieser Neuregelung des Art. 65 EGV wurde Art. 220 EGV, welcher bis >2 
anhin als rechtliches Bindeglied zwischen EG und EuGVÜ gedient hat, inhaltlich 
unverändert in Art. 293 EGV übergeführt. Unklar bleibt indes sein Verhältnis zu 
Art. 65 EGV wie überhaupt die Tragweite der in Art. 65 EGV vorgesehenen Kom-
petenz der EG im Bereich des Zivilverfahrensrechts46. Die Kommission47 der EG 
und auch der Juristische Dienst des Rates48 haben sich auf der Basis des Art. 65 
EGV jedenfalls dafür ausgesprochen, das EuGVÜ künftig in einen Rechtsakt der 
EG (eine Verordnung oder allenfalls eine Richtlinie) zu kleiden49. Zur Zeit ist al-

42 Nachfolgend wird nebst dem geltenden Recht auch der Revisionsentwurf der Vertragsstaaten 
behandelt. Die Vorschriften gemäss dem Revisionsvorschlag der Kommission werden demgegen-
über nur punktuell erläutert; vgl. Rz. 17. 

43 Vertrag von Amsterdam zur Änderung des Vertrages über die Europäische Union, der Verträ-
ge Uber die Gründung der Europäischen Gemeinschaften sowie einiger zusammenhängender 
Rechtsakte vom 02.10.1997; ABl. EG 1997 C 340, 173. 

44 Dazu Rz. 10. 
4 5 V g l . LENZ-2/BARDENHEWER, A r t . 6 5 R z . 1 f f . ; KOHLER, A m s t e r d a m , 6 f f . 
46 KOHLER, Amsterdam, 15 ff., 22 ff. 
47 Mitteilung der Kommission, 8. 
48 Vgl. die Ausfuhrungen bei KOHLER, Zwischenbericht, 8, mit Hinweis auf das entsprechende 

Ratsdokument 05290/99 JUR 25 JUSTC1V 3, vom 05.02.1999. 
49 Vgl. die Kritik bei KOHLER, Zwischenbericht, 8 f.; JAYME/KOHLER, 1999, 401 f.; demgegen-

über LENZ-2/BADENHEWER, Art. 65, Rz. 3: „Diese beiden Übereinkommen [EuGVÜ und EVÜ] 
beruhen auf Art. 220 (...), der lediglich eine Kompetenz zum Abschluss völkerrechtlicher Verträge 
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lerdings noch nicht entschieden, ob das revidierte EuGVÜ als Rechtsakt der EG 
oder wie bisher als Staatsvertrag der EG-Mitgliedstaaten ausgestaltet werden 
wird50. 

13 Insgesamt nur schwierig zu beurteilen sind mögliche Auswirkungen, welche eine 
Verordnungs- oder Richtlinienlösung für das Lugano-Übereinkommen hätte31. 
Nahezu gesichert erscheint zumindest, dass die heute bestehende Parallelität zwi-
schen dem EuGVÜ und dem LugÜ nur beibehalten werden könnte, wenn die 
LugÜ-Mitgliedstaaten, welche nicht zugleich der EG angehören, zur Rezeption 
künftiger europäischer Rechtsvorschriften bereit wären. Denn im Falle einer euro-
parechtlichen Lösung würden sich schwergewichtig die Organe der EG, nicht mehr 
aber die Mitgliedstaaten der EG und der EFTA für die Weiterentwicklung des eu-
ropäischen Zivilverfahrensrechts verantwortlich zeichnen. Hierin zeigt sich das 
eigentliche Problem für die nicht-EG-Staaten: Sie könnten in Zukunft nur noch 
sehr beschränkt auf die materielle Entwicklung des europäischen Zivilverfahrens-
rechts Einfluss nehmen. Eine solche Perspektive kann - gerade auch aus Schwei-
zer Sicht - in keinem Fall befriedigen. 

II. Inhalt des Revisionsentwurfs der Vertragsstaaten 

14 Die Arbeitsgruppe der Mitgliedstaaten der EG und der EFTA strebt mit ihrem 
Revisionsentwurf eine Verstärkung der Wirksamkeit von EuGVÜ und LugÜ an, 
ohne dass ein Abweichen von den allgemeinen Strukturen und Leitprinzipen der 
Übereinkommen bezweckt wird52. Das Ziel der Revision bestand und besteht ins-
besondere darin, die jüngere Rechtsprechung zu den Übereinkommen in die revi-
dierten Texte einfliessen zu lassen, Unterschiede in Wortlaut und Inhalt der Ver-
träge anzugleichen und die wechselseitige Anerkennung und Vollstreckung inner-
halb der europäischen Staaten effizienter auszugestalten. 

15 Eine umfassende Darstellung des Revisionsentwurfs der Vertragsstaaten zu 
EuGVÜ und LugÜ erübrigt sich an dieser Stelle. Denn die in der vorliegenden 
Arbeit behandelten Fragestellungen haben, soweit dies heute ersichtlich ist, keine 
wesentliche Neuordnung erfahren. Die Drittstaatenproblematik des EuGVÜ und 
des LugÜ wird im Revisionsentwurf der Vertragsstaaten weder umfassend geregelt 
noch grundsätzlich entschärft. Dies wiederum bedeutet nicht, dass die Revisions-
bemühungen spurlos an den hier behandelten Fragen vorbeigehen würden. Einzel-
ne der im Entwurf vorgesehenen Modifikationen berühren die Untersuchung sehr 

gibt. Es ist deswegen nicht verwunderlich, dass die im Gange befindl ichen Änderungsarbei ten nur 
schleppend voran kommen . Art. 65 wird in Zukunf t das schwerfal l ige und dem Gemeinschaf ts recht 
ohnehin sys temfremde Verfahren des Art. 220 EGV, für die hier relevanten Bereiche ersetzen. Art. 
220 vierter Gedankenstr ich (jetzt Art. 293) EGV ist dadurch obsolet geworden und hätte konse-
quenterweise gestrichen werden müssen." 

50 Wie die jüngsten Tendenzen zur Revision des Brüssler Übere inkommens zeigen, scheint sich 
die europäische Lösung durchzusetzen; vgl. JAMETTL GREINER, Revision, 1136; JAYME/KOHLER, 
1999 ,401 f. 

3 1 D a z u J A M E T T I G R E I N E R , R e v i s i o n , 1 1 3 6 f . 
5 2 K O H L E R , Z w i s c h e n b e r i c h t , 4 f . ; J A M E T T I G R E I N E R , R e v i s i o n , 1 1 3 5 . 
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wohl. Die betreffenden Vorschriften werden nachstehend überblicksweise aufge-
führt und später an gegebener Stelle in die Untersuchung aufgenommen. 

Von den im Revisionsentwurf der Vertragsstaaten vorgesehenen Änderungen 16 
sind namentlich folgende für die vorliegende Untersuchung von Bedeutung: 
- Art. 4 Abs. 1 Revisionsentwurf der Vertragsstaaten: Durch eine redaktionelle 

Umgestaltung des Art. 4 Abs. 1 soll im künftigen Recht verdeutlicht werden, 
dass nicht nur in Art. 16, sondern auch in Art. 17 der räumlich-persönliche 
Anwendungsbereich von EuGVÜ und LugÜ gegenüber der Grundregel der 
Art. 2 ff. erweitert ist53. 

- Art. 8 Abs. 1 Nr. 2 Revisionsentwurf der Vertragsstaaten: Während in Versi-
cherungsstreitigkeiten nach geltendem Recht nur ein Klägergerichtsstand am 
Wohnsitz des Versicherungsnehmers eröffnet wird, sieht der Entwurf auch am 
Wohnsitz des klagenden Versicherten oder Begünstigten eine entsprechende 
Zuständigkeit vor54. 

- Art. 15a-15d Revisionsentwurf der Vertragsstaatem Die Sondervorschriften für 
arbeitsrechtliche Streitigkeiten, welche bis anhin in den Art. 5 Nr. 1 und 17 
Abs. 5 
EuGVÜ/LugÜ enthalten sind, werden im Revisionsentwurf in Art. 15a ff. zu-
sammengefasst. Heute bestehende inhaltliche Divergenzen zwischen EuGVÜ 
und LugÜ räumt der Entwurf aus (vgl. den Wortlaut der geltenden Art. 5 Nr. 1 
und 17 Abs. 5)" . Schliesslich sieht der Entwurf in Art. 15a Abs. 2 eine Erwei-
terung des räumlich-persönlichen Anwendungsbereichs von EuGVÜ und LugÜ 
vor, wie sie heute schon die Sondervorschriften für Versicherungs- und Ver-
brauchersachen (Art. 7 ff. und Art. 13 ff.) anordnet56. 

- Art. 16 Nr. 1 Iii. b Revisionsentwurf der Vertragsstaatem Die heute abwei-
chenden Regeln des EuGVÜ und des LugÜ betreffend die Alternativzustän-
digkeit bei kurzfristigen Miet- und Pachtstreitigkeiten (Art. 16 Nr. 1 lit. b des 
geltenden Rechts) werden angeglichen, so dass im künftigen Recht Art. 16 Nr. 
1 in beiden Übereinkommen gleich lautet57. 

- Art. 17 Abs. 4 Revisionsentwurf der Vertragsstaatem Der geltende Art. 17 Abs. 
4 EuGVÜ/LugÜ ist im Revisionsentwurf einer Neuformulierung des Art. 17 
Abs. 1 gewichen38. 

- Art. 23a Revisionsentwurf der Vertragsstaatem. Bei einer wechselseitigen 
Rechtshängigkeit soll das künftige Recht den Zeitpunkt der Anhängigmachung 
eines Rechtsstreits einheitlich regeln59. 

- Art. 53 Revisionsentwurf der Vertragsstaaten: Während der Sitz einer Gesell-
schaft nach geltendem Recht unter Verweisung auf die IPR-Vorschriften der 

5 j Vgl. hierzu die Ausführungen in Kap. 2, Anm. 615. 
51 Näheres in Rz. 496. 
55 Art. 15c Abs. 1 und 15d Nr. 1 des Revisionsentwurfs der Vertragsstaaten; ausführlich zu die-

sen Bestimmungen nachstehend Rz. 504 und 551. 
56 Dazu Rz. 504. 
57 Näheres zu dieser Modifikation nachstehend Rz. 513 f. 
58 Hierzu Rz. 554. 
59 Hierzu Kap. 2, Anm. 32. 
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Vertragsstaaten bestimmt wird, soll derselbe im revidierten Recht durch die 
Übereinkommen direkt und selbständig geregelt werden60. 

E. Gegenstand der Untersuchung 

17 Gegenstand der vorliegenden Untersuchung bildet in erster Linie das geltende 
Recht, d.h. das EuGVÜ in seiner dritten bzw. vierten Neufassung von 1989 und 
1996 sowie das LugÜ in seiner ersten Fassung von 1988. Aber auch der Revisions-
entwurf der Vertragsstaaten wurde berücksichtigt, soweit sich Änderungen im 
Anwendungsbereich der Übereinkommen ergeben. Keine abschliessende Behand-
lung erfährt demgegenüber der Revisionsvorschlag der Kommission. Dort vorge-
sehene Neuerungen werden in dieser Arbeit nur punktuell behandelt. 

18 Soweit nicht besonders gekennzeichnet, gelten die nachfolgenden Ausführungen 
sowohl für das geltende Recht als auch für die zu revidierenden Übereinkommen, 
wie sie der Entwurf der Vertragsstaaten vorsieht. 

60 Hierzu Rz. 64. 
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